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Man hatte es kommen sehen! Nicht erst seit dem Beginn der
weltweiten Corona-Pandemie war es um das deutsche Gesundheitssystem
nicht gut bestellt. Seit vielen Jahren existiert ein Fachkräftemangel
im Gesundheits- und vor allem im Altenpflegebereich. Die
herrschenden, schlechten Arbeitsbedingungen tun ihr Übriges dazu,
potenzielle Berufsanfänger_Innen abzuschrecken bzw. Fachkräfte aus
dem Arbeitsumfeld zu vertreiben. Dabei war und ist der Bereich
Kranken- und Altenpflege, sowohl der bezahlten als auch in viel
größerem Maße der unbezahlten, weiterhin eine Domäne der Frauen.
Der
Anteil weiblicher Beschäftigter liegt bei über 80 %. Nun,
inmitten  der Pandemie, mehren sich die Stimmen, die vor einem
Kollaps des deutschen Gesundheitssystems warnen, vor allem auf den
Intensivstationen.

Gleichzeitig spielten die Beschäftigten in den Krankenhäusern
eine zunehmend bedeutendere Rolle in den Klassenkämpfen der 
letzten Jahre, sei es um mehr Personal an diversen Unikliniken oder
als Vorkämpfer_Innen in der Lohntarifrunde des öffentlichen
Dienstes von Bund und Kommunen im letzten Herbst.

Aktuelle Situation
Seit Anfang Februar gehen zwar die Zahlen von Covid-Neuinfizierten
zurück. Noch immer sterben aber hunderte Menschen täglich und Grund
zu Entwarnung gebt es aufgrund des Zick-Zack-Kurse von Bund und
Ländern bei der Pandemie-Bekämpfung und aufgrund neuer Mutationen
erste recht nicht. Laut DIVI-Intensivregister (DIVI: Deutsche
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Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin)
sind in den erfassten 1.200 Akut-Krankenhäusern derzeit 22.433
Intensivbetten belegt, lediglich 17 % der Gesamtbetten stehen
bundesweit für weitere Patient_Innen zur Verfügung. Von den derzeit
intensivmedizinisch
behandelten COVID-19-Patient_Innen (über 5000 Anfang Januar
2021) müssen rund 57 % beatmet werden, mit einer
durchschnittlichen Beatmungsdauer von rund zweieinhalb Wochen
(Quelle: Neues Deutschland, 12.11.2020). Mit rund 64 % sind die
Betten allerdings mit anderen als an COVID-19 Erkrankten belegt,
bspw. nach Notfällen oder planbaren Operationen.

Denn anders als im Frühjahr haben viele Kliniken aufgrund
finanzieller Gründe den Regelbetrieb noch immer nicht eingeschränkt.
Allerdings muss hier berücksichtigt werden, dass diese Zahlen
teilweise nicht der Realität entsprechen. So meldete das ARD-Magazin
„plusminus“ am 02. Dezember 2020 aufgrund interner Recherchen,
dass etliche Krankenhäuser mehr verfügbare Betten gemeldet hatten,
als tatsächlich zur Verfügung stehen, um den versprochenen Bonus
von bis zu 50.000 Euro pro neu aufgestelltem Intensivbett vom Bund zu
bekommen. Allerdings kann ein nicht unerheblicher Teil dieser Betten
aufgrund fehlender Fachkräfte nicht eingesetzt werden. Dieser
Fehlanreiz seitens des Bundesgesundheitsministers kostete den/die
Steuerzahler_In bisher rund 626 Millionen Euro (Quelle:
www.daserste.de/information/wirtschaft-boerse/plusminus/videos/sendung-vo
m-02-12-2020-video-102.html).

Zusätzlich erhielten die Kliniken sogenannte Freihaltepauschalen
im Zuge von zwei Rettungsschirmen, um finanzielle Anreize für das
Freihalten von Intensivbetten durch Verschiebung planbarer und nicht
dringend notwendiger Operationen zu setzen. Während die Pauschalen
beim ersten Rettungsschirm im Frühjahr 2020 an alle Krankenhäuser
ausgezahlt wurden, sollen innerhalb des zweiten nur Kliniken Geld
bekommen, die in Gebieten mit hohem Infektionsgeschehen liegen und
weitere Bedingungen erfüllen. Die Entscheidung über die Auszahlung
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liegt bei den jeweiligen Bundesländern. Trotz der beiden
Rettungsschirme fordern bereits verschiedene Organisationen, darunter
die Deutsche Krankenhausgesellschaft (DKG) weitere Liquiditätshilfen
für das gesamte Jahr 2021 inklusive Streichung der Einhaltung und
Dokumentation von Personaluntergrenzen. Auch die Prüfquote
des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen soll auf max. 5 %
reduziert werden. All dies geht natürlich zu Lasten der
Beschäftigten und Patient_Innen.

Unterm Strich können diese Ausgleichszahlungen allerdings die
Defizite im Krankenhaus nicht wettmachen, die ein auf
gewinnträchtigen Behandlungen fußendes System mit sich bringt und
besonders durch die Pandemie schonungslos aufgedeckt wurden. Wir
kritisieren also nicht die Ausgleichszahlungen als solche, sondern
ihre Planlosigkeit und ihren zu geringen Umfang. So wurden sie teils
nicht an die Behandlung von Coronapatient_Innen geknüpft, teils
wurden Einrichtungen geschlossen (Rehakliniken) und ihr Personal in
Kurzarbeit geschickt, während die Hotspots mit Überlastung und
Einnahmeverlusten zu kämpfen hatten.

Für das Personal in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen gab
es außer Beifall und warmen Worten wenig für seine
aufopferungsvolle Tätigkeit während der Pandemie. Zwar wurde eine
Corona-Prämie seitens des Bundes zugesagt, diese aber an sehr viele
Bedingungen geknüpft und von vornherein nur für ca. 100.000 der
über 440.000 Angestellten in Krankenhäusern vorgesehen. Die
Entscheidung, wer nun den Bonus bekommen solle, wurde dabei den
Betriebs- und Personalräten sowie Mitarbeiter_Innenvertretungen (in
kirchlichen Einrichtungen, wo Betriebsverfassungs- und
Personalvertretungsgesetz nicht gelten) zugeschoben. Dagegen gab es
allerdings teilweise heftigen
Widerstand. Für die stationäre und ambulante Pflege wurde
bereits im Frühjahr 2020 eine Bonuszahlung beschlossen, diese aber
in sehr vielen Fällen nicht an die Beschäftigten weitergegeben.
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Ökonomische Entwicklung
Während die Krankenhäuser in Deutschland nach dem 2. Weltkrieg
bis in die Anfänge der 1970er Jahre komplett durch den Staat
finanziert wurden (Kameralistik), fand 1972 ein Wechsel zu einer
dualen Finanzierung statt. Dabei wurden die Kosten zwischen den
Bundesländern und den Krankenkassen aufgeteilt. Während letztere
für die laufenden, also Betriebs- und Behandlungskosten, aufkamen,
übernahm der Staat die sogenannten Investitionskosten. Allerdings
gingen diese Aufwendungen seit Einführung dieses Systems 
drastisch zurück, während es gleichzeitig zu einem
Personalkostenanstieg für die Krankenkassen, genauer gesagt für die
Versicherten, kam. Dies alles bereitete den Boden für die Einführung
der sogenannten diagnosebezogenen Fallpauschalen (DRGs: diagnosis
related groups) 2004, nachdem bereits 2002 eine gesetzlich verordnete
Öffnung des Krankenhausbereichs für private Konzerne eingeführt
wurde. Dies erlaubte nur noch eine Abrechnung von gleichen
Behandlungskosten pro Fall, wohingegen anfallende Kosten für z. B.
für Rettungswesen, Verwaltung, Materialbesorgung etc. nicht
berechnet werden können. Daraus resultiert eine Auslagerung von
Tätigkeiten außerhalb der Pflege mit gleichzeitigem Personalabbau
im Bereich der Pflegearbeit. So ermittelte beispielsweise eine Studie
der Hans-Böckler-Stiftung aus dem Jahre 2018 einen Mangel von
100.000 Vollzeitstellen allein in der Krankenhauspflege. Durch
mögliche Verluste der Kliniken bei überdurchschnittlich hohem
Fallaufwand sieht man sich gezwungen, Patient_Innen entweder
frühzeitig zu entlassen oder profitorientierte Eingriffe wie das
Einsetzen künstlicher Gelenke stark gegenüber konventionellen und
langwierigen Therapien zu favorisieren. Auch zahlreiche Schließungen
von kommunalen Krankenhäusern sowie eine starke Privatisierungswelle
waren direkte Folgen des Wechsels hin zu einem profitorientierten
Abrechnungssystem.

Darunter haben nicht nur die Beschäftigten im Gesundheits- und
Pflegebereich stark zu leiden. Auch für Patient_Innen,
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Pflegebedürftige und ihre Angehörigen bedeutet dies eine
schlechtere Gesundheitsversorgung. Mittlerweile formiert sich schon
seit einigen Jahren Widerstand gegen ungenügende
Personalbemessungsgrenzen, Fachkräftemangel und schlechte
Arbeitsbedingungen. Im Zuge der Corona-Pandemie kamen weitere
Probleme wie die nicht ausreichende Versorgung mit Test- und
Schutzausrüstung sowie die Aushebelung von erkämpften
Arbeitsschutzrechten, als Beispiel sei an dieser Stelle die Erhöhung
der maximalen Arbeitszeit angeführt, hinzu. So hat Niedersachsen
eine Vorreiterrolle eingenommen und als erstes Bundesland die
maximale tägliche Arbeitszeit für Beschäftigte in Krankenhäusern,
Pflegeeinrichtungen sowie im Rettungsdienst von 10 auf 12 Stunden
täglich über den 1.1.2021 hinaus angehoben. Ausgleichsstunden oder
besondere Entschädigungszahlungen sind in dieser Allgemeinverfügung
zum Arbeitszeitgesetz nicht vorgesehen (Quelle: Neues Deutschland,
12.11.2020).

Die Antwort auf diesen besonders dreisten Vorstoß kann nur in
einer Verstärkung des Kampfes für die Abschaffung der
Fallpauschalen, eine gesetzlich geregelte Personalbemessung („Der
Druck muss raus!“) und die Verstaatlichung der privatisierten
Kliniken unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient_Innenverbände
bestehen. Dieser muss aktuell ergänzt werden durch einen
Pandemienotplan unter Arbeiter_Innen- und Nutzer_Innenkontrolle für
flächendeckende Impfungen, Tests, Infektionskettenrückverfolgungen
und Bereitstellung aller Krankenhäuser und Kliniken für die
Coronatherapie.

Reaktion der Gewerkschaften und anderer
Organisationen
Die Gewerkschaften, allen voran ver.di, haben sich in dieser
Situation des Pflegenotstandes meist auf Lobbyismus, wie etwa das
Sammeln von Unterschriften oder Starten diverser Petitionen,
konzentriert. Kam es tatsächlich mal zu Streikaktionen, blieben



diese meist auf einzelne Krankenhäuser wie etwa die Charité in
Berlin oder andere Unikliniken beschränkt. Bei der letzten
Tarifrunde im öffentlichen Dienst im Herbst 2020 wurde in erster
Linie von der Tarifkommission eine Verbesserung der Entlohnung
gefordert. Forderungen nach Einhaltung der beschlossenen
Personaluntergrenzen wurden dagegen nicht aufgenommen, obwohl vielen
Beschäftigten bessere Arbeitsbedingungen wichtiger gewesen wären
als eine Anhebung ihrer Löhne. Denn selbst in Krankenhäusern, wo in
der Vergangenheit Personaluntergrenzen vereinbart wurden, als
Beispiel sei hier wieder die Charité in Berlin genannt, haben die
Beschäftigten keinerlei Möglichkeiten, die Einhaltung
durchzusetzen. Denn eigentlich müssten bei Unterschreitung der
Personaluntergrenzen Betten gesperrt und planbare Operationen
verschoben werden. Dies verringert allerdings den Gewinn der
profitorientierten Krankenhäuser und wird demzufolge nicht
durchgeführt.

Perspektiven für den Kampf
Um dies zu verhindern und die Einhaltung der
Personalbemessungsgrenzen durchzusetzen, sind daher dringend
Kontrollorgane der Beschäftigten sowie der 
Patient_Innenorganisationen notwendig. Und statt eines „Häuserkampfs“
in einzelnen Kliniken sollte seitens der Gewerkschaften ein
bundesweiter Tarifvertrag mit gesetzlich geregelten
Personaluntergrenzen und einer damit einhergehenden Mindestbesetzung
gefordert werden. Um dies zu erreichen, müssen innerhalb der
Gewerkschaften Streikaktionen bis hin zum politischen Streik als
einem wichtigen Kampfmittel der Beschäftigten sowie der gesamten
Arbeiter_Innenklasse organisiert werden. Dafür sollten zunächst
Aktions- und Kontrollkomitees in Krankenhäusern und
Pflegeeinrichtungen aufgebaut werden und die Beschäftigten sowie die
Gewerkschaftsaktivist_Innen gemeinsam mit Patient_Innenorganisationen
über notwendige Maßnahmen entscheiden. Ein weiterer notwendiger
Schritt wäre die Durchführung einer bundesweiten Aktionskonferenz



zur Vernetzung für einen gemeinsamen Kampf und die Unterstützung
der #ZeroCovid-Kampagne als ersten Schritt in Richtung eines
Pandemiebekämpfungsnotplans.

Allerdings dürfen wir keine Illusionen in die bürgerliche
Gewerkschaftsbürokratie hegen, sondern müssen für einen internen
Wandel hin zu kämpferischen Gewerkschaften eintreten. Die Vernetzung
für kritische Gewerkschaften (VKG) bildet einen ersten Sammelpunkt
für die Möglichkeit der Bildung einer klassenkämpferischen,
antibürokratischen Basisbewegung in den Gewerkschaften, die diese
wieder auf den Pfad des Klassenkampfs statt der Sozialpartnerschaft
mit dem Kapital führen und die Bürokratie durch jederzeit
abwählbare, der Mitgliedschaft verantwortliche, zum
Durchschnittsverdienst ihrer Branche entlohnte Funktionär_Innen aus
den Reihen der besten Aktivist_Innen ersetzen kann!

Als Ausgangspunkte für Diskussionen im Zuge einer solchen
bundesweiten Aktionskonferenz im Gesundheitsbereich halten wir
folgende Forderungen für sinnvoll:

Staat und Unternehmen raus aus den Sozialversicherungen!
Abschaffung der konkurrierenden Kassen zugunsten einer
Einheitsversicherung mit Versicherungspflicht für alle, Abschaffung
der Beitragsbemessungsgrenzen!
Allerdings sollen die Unternehmen ihren Beitrag
(„Unternehmeranteil“) proportional zu ihren Gewinnen zahlen
statt zu ihren Personalkosten!
Kostenlose Gesundheitsversorgung für alle – von Tests bis
zur Unterbringung in Krankenhäusern!
Stopp aller Privatisierungen im Gesundheitsbereich!
Entschädigungslose Enteignung der Gesundheitskonzerne und
Verstaatlichung aller Krankenhäuser, Alten- und Pflegeheime unter
Kontrolle der dort Beschäftigten und der Organisationen der
Patient_Innen, alten Menschen und Behinderten sowie ihrer
Angehörigen!
Abschaffung der DRGs (Fallpauschalen) – stattdessen:



Refinanzierung der realen Kosten für medizinisch sinnvolle
Maßnahmen!
Breite Kampagne aller DGB-Gewerkschaften – unter Einbezug
von Streikmaßnahmen – für Milliardeninvestitionen ins
Gesundheitssystem, finanziert durch die Besteuerung der großen
Vermögen und Erhöhung der Kapitalsteuern!
Sofortige Umsetzung aller bereits durchgesetzten Regelungen
zur Personalaufstockung (PPR 2), kontrolliert durch Ausschüsse von
Beschäftigten, ihrer Gewerkschaften und
Patient_Innenorganisationen!
Einstellung von gut bezahltem Personal entsprechend dem
tatsächlichen Bedarf, ermittelt durch die Beschäftigten selbst!
Sofortige Umsetzung der von ver.di, der Deutschen
Krankenhausgesellschaft  und  dem  Deutschen  Pflegerat
eingeforderten
neuen Personalbemessung PPR 2 und nötigenfalls ein politischer
Streik zur Durchsetzung!
Kampf für bessere Bezahlung aller Pflegekräfte in
Krankenhäusern und (Alten-)Pflegeeinrichtungen: mind. 4.000 Euro
brutto für ausgebildete Pflegekräfte!
Einstellung von ausreichend gut bezahlten und geschulten
Reinigungskräften! Entsprechende Qualifizierung von vorhandenem
Reinigungspersonal, das mit tariflicher Bezahlung bei den
medizinischen Einrichtungen eingestellt wird! Sofortige Rücknahme
der Auslagerung von Betriebsteilen in Fremdfirmen bzw.
Tochtergesellschaften mit tariflichen Substandards!
Radikale Arbeitszeitverkürzung für alle bei vollem Lohn-
und Personalausgleich – vor allem in den Intensivbereichen:
Reduzierung der Arbeitszeit auf 6-Stunden-Schichten – bei vollem
Lohn- und Personalausgleich und Einhaltung der Ruhezeit von
mindestens 10 Stunden! Gegen die Verschlechterung des
Arbeitszeitgesetzes, nötigenfalls mittels eines politischen
Massenstreiks!
Für einen internationalen Notplan gegen die Coronapandemie
unter Arbeiter_Innenkontrolle, beginnend mit einer Ausweitung der



#ZeroCovid-Kampagne und der Einberufung einer internationalen
Aktionskonferenz!

Petitionen gegen Buschfeuer!?
Was  gerade  eigentlich  in  Australien  abgeht  und  was  Fridays  for
Future dagegen tun kann.

Von Christian Mayer

Das derzeit verheerendste Buschfeuer in der Geschichte
Australiens bewegt weltweit die Menschen. Allein seit Ausbruch der Brände
im
Oktober letzten Jahres ist in den Bundesstaaten New South Wales (NSW) und
Victoria eine Fläche etwa so groß wie die Schweiz verbrannt. Die Folgen sind
katastrophal.

Folgen der Brände

So sind in vier Monaten nicht nur ca. 24 Menschen in den
Flammen verbrannt. Auch über 480.000.000 Tiere kamen dabei ums Leben.
Die
Feuerwehr der betroffenen Bundesstaaten ist dabei machtlos: Durch ständige
neue
Hitzerekorde und wechselnd starke Winde aus unterschiedlichen Richtungen
sowie
seit Monaten ausbleibenden Regen sind die Brände völlig außer Kontrolle
geraten. Unzählige Ortschaften mussten bereits evakuiert werden. Längst
haben
die  Brände  aber  auch  die  Nähe  zu  den  großen  Metropolen  erreicht.  In
Australiens
Hauptstadt Canberra wurde die Bevölkerung bereits dazu aufgerufen, sich
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durch
das Tragen von Atemmasken vor dem lebensgefährlichen Rauch zu schützen.
Die
Feuerwehrleute, die versuchen, sich den Brandherden zu nähern, begeben
sich in akute
Lebensgefahr. Innerhalb kürzester Zeit breiten sich die Flammen auf dem
meist
flachen Land und in den Wäldern aus und überrollen alles, was sich ihnen in
den
Weg stellt. Insbesondere Tiere wie Kängurus oder Koalabären gehören zu
den
Opfern: da diese aufgrund ihrer Anatomie nicht so schnell fliehen können
oder
in Zäunen stecken bleiben verbrennen sie qualvoll bei lebendigem Leib.

Ursachen

Nun mag man vielleicht etwas irritiert sein wenn man von
Hitzerekorden jenseits der 45-Gradmarke liest, schließlich gibt es
Weltregionen, da ist dies die „normale“ Tagestemperatur. Das mag sein,
allerdings  handelt  es  sich dabei  in  der  Regel  um Wüsten und nicht  um
Grasland
oder Waldgebiete wie in Australien. Durch die anhaltende Trockenheit, die
durch
diese Temperaturen entsteht, erhöht sich die Wald- und Buschbrandgefahr
automatisch
(das kennen wir in Deutschland auch vom letzten Sommer). Es reicht schon
minimalster Funkenflug aus, um eine verheerende Katastrophe auszulösen.
Das
liegt  an  der  Vegetation  in  Australien:  Dort  wachsen  vorwiegend
Eukalyptusbäume
und diese haben die Eigenschaft zu brennen wie ein nordamerikanischer
oder
europäischer Nadelbaum. Auch die großen Flächen an Grasland sind ein
natürlicher



Brandbeschleuniger.

Doch die Vegetation ist nicht Hauptursache für die
Buschbrände: Die derzeitige Hitzewelle im australischen Sommer ist eine
direkte
Folge  des  Klimawandels  und  die  akute  Bedrohung  ein  Produkt  der
neoliberalen
Politik der australischen Regierung. Bereits im Jahre 2007 warnten
Wissenschaftler_Innen davor, dass die Anzahl der Brände sich verdoppeln
und die
Folgen  verheerend  sein  könnten,  wenn  die  CO2-Emissionen,  welche
vorwiegend
durch  die  Kohleverstromung  erzeugt  werden,  nicht  drastisch  reduziert
werden.

Kohleland

Australien ist weltweit einer der größten Kohleproduzent_Innen.
Die  dort  abgebaute  Kohle  wird  zum  Großteil  nach  Indien  und  China
exportiert und
dort  zur  Energiegewinnung  genutzt.  Aber  auch  für  die  eigene
Stromerzeugung  wird
Kohle  benutzt.  Eine  Abgasnachbehandlung,  wie  sie  für  europäische
Kohlekraftwerke
zum Betrieb vorgeschrieben ist, gibt es in Australien fast nicht. Somit wird
ungehindert eine noch größere Menge an CO2 in die Atmosphäre freigesetzt.
Durch
die damit einhergehende Erwärmung vertrocknet die Vegetation und die
Brandgefahr  steigt .  Unzähl ige  Studien  und  Warnungen  von
Wissenschaftler_Innen
haben  die  konservative  Regierung  von  Australiens  Premierminister  Scott
Morrison
heruntergespielt  und  einen  Zusammenhang  zwischen  Kohleabbau  und
Klimaerwärmung
geleugnet. Noch während die ersten großen Brände ausbrachen ist Scott in
den



Urlaub  nach  Hawaii  geflogen.  Als  ob  diese  Dreistigkeit  angesichts  der
tödlichen
Katastrophenbrände noch nicht genug ist, ist er weiterhin der Meinung, dass
der
Kohleabbau in Australien sogar noch weiter ausgebaut werden sollte! Doch
auch die
oppositionelle Labour-Partei steht ihm im in ihrer pro-Kohle-Politik in nichts
nach.

Die aktuelle Katastrophe in Australien zeigt ganz eindeutig
auf, dass sich Klimaschutz und Kapitalismus nicht miteinander vereinbaren
lassen. Und die bürgerlichen Regierungen lassen mal wieder erkennen, auf
wessen
Seite sie stehen: Die Profitinteressen der Wirtschaft scheinen ihnen wichtiger
zu sein als die Interessen der gesamten Gesellschaft und der Natur. Hinzu
kommt, dass durch die jahrelange neoliberale Sparpolitik in Australien
öffentliche Infrastruktur, wie beispielsweise die Feuerwehr, immer weiter
abgebaut wurden. Obwohl sich die Feuerwehr seit Jahren immer wieder mit
Protestbriefen an die Regierung gewendet hat, dass sie den wachsenden
Anforderungen mit zu geringem Personal und zu schlechter Ausrüstung nicht
gewachsen sind, hat die australische Regierung munter weiter gespart, um
das
Geld den Kohlekonzernen in Form von Subventionen zukommen zu lassen.

Petitionen und Entertainmentprogramm im Berliner
Olympiastadion

Als Fridays for Future können wir eine solche Katastrophe
natürlich nicht unkommentiert lassen. Im Gegenteil: Wir müssen hier vor Ort
die
verfehlte  Politik  von  Morrison  angreifen  und  aktiv  werden.  Das  heißt
natürlich
vor  allem  gegen  die  Kohlekonzerne  vor  unserer  eigenen  Haustür  zu
protestieren.
Aber auch andere exportorientierte deutsche Unternehmen verdienen auch
im



Ausland  mit  den  Klimakillern.  So  will  beispielsweise  der  Großkonzern
Siemens
die Bahninfrastruktur für  den Bau der größten australischen Kohlemiene
stellen.
Dabei hat der Siemensvorstand noch vor kurzem ganz stolz verkündet eine
Vorreiterrolle in Sachen Klimaschutz einnehmen und bis 2030 „klimaneutral“
werden zu wollen. Die Strategie von Siemens entspricht der gängigen
„Greenwashing“-Strategie deutscher Konzerne. Hierzulande werden die
Umweltbilanzen geschönt, indem die umweltschädliche Produktion einfach
im
Ausland stattfindet.

Für viele in Fridays for Future ist das ein Skandal, weshalb
nun eine Petition gestartet wurde, die Siemenschef Kaeser dazu auffordert,
seine  Investitionen  noch  einmal  neu  zu  überdenken.  Mit  großen
Protestaktionen
am Freitag haben wir den Druck noch einmal verstärkt.  Kaeser sah sich
deshalb
gezwungen (die selbsternannte Führungsfigur von Fridays for Future) Luisa
Neubauer zu einem Gespräch einzuladen. Währenddessen bot er ihr dann
einen
Platz im Aufsichtsrat von Siemens an.

Auch diese Taktik kennen wir schon. So versuchen viele
Institutionen oder Unternehmen unserer Klimabewegung den oppositionellen
Charakter zu nehmen, in dem sie uns versuchen in ihr System zu integrieren.
Eine ähnliche Entwicklung hat auch die Partei die Grünen hingelegt, die sich
auf
ihrer Geburtstagspartei zum Vierzigsten am Wochenende auch noch dafür
gefeiert
hat.

Auch denken wir, dass eine Petition kaum Einfluss auf einen
Großkonzern wie Siemens haben kann, denn dieser untersteht in erster Linie
immer  noch  der  Profitlogik.  Der  Kapitalismus  kann  nur  funktionieren,
solange



sich alles dem Profit unterordnet, egal ob es nun die Umwelt, das Klima oder
Menschenleben sind. Und wer wüsste das besser als Siemens. Es gibt einige
Beispiele für Petitionen aus den letzten Jahren, die von den amtierenden
Regierungen einfach ignoriert wurden, sobald sie die Profitinteressen der
jeweiligen Großkonzerne antasteten. Zum Beispiel die europäischen
Großpetitionen gegen TTIP oder Artikel 13. Bei der Petition gegen Artikel 13
haben EU-weit zwar fast 4 Millionen Menschen unterschrieben, aber das war
dem
EU-Parlament ziemlich egal: Artikel 13 und die Uploadfilter kamen trotzdem.

Ähnliche Folgenlosigkeit erwarten wir vom geplanten Bespaßungsevent
am  12.06.im  Berliner  Olymbiastadion.  Es  ist  zwar  bestimmt  ganz
unterhaltsam,
wenn  man  sich  mit  60.000  anderen  zusammen trifft,  sich  Vorträge  von
angeblichen
„Expert_Innen“ anhört, um anschließend eine bereits ausgearbeitete Petition
zu
unterschrieben – allerdings ist dann noch nicht gesagt, dass das auch ein
verbindliches Ergebnis nach sich zieht. Ja, es mag sein, dass sich der
Petitionsausschuss des Bundestags damit befassen muss bei 50.000
Unterschriften. Ob dann tatsächlich ein Gesetz daraus wird, was verbindlich
ist, steht auf einem anderen Blatt Papier. Es besteht durchaus die Gefahr,
dass
das Thema zwar im Petitionsausschuss angesprochen wird,  aber es kann
genauso
gut  in  den  Untiefen  der  Bundestagsbürokratie  versumpfen  oder  es  wird
abgelehnt,
das Thema überhaupt weiter zu verfolgen. Statt passivem Konsumieren von
„Exerpert_Innenmeinungen“  und  dem  stumpfen  Unterschreiben  eines
vorgefertigten
Textes hätten wir außerdem lieber selber über die Zukunft und Perspektive
von
Fridays for Future diskutiert.Hinzukommt, dass man sich vorher noch
eine Eintrittskarte zu diesem Event kaufen muss. 29,95€ sind für viele von
uns



eine  große  Summe  Geld.  Wir  sind  entschieden  dagegen,  dass  nur
privilegierte
Aktivist_innen an den Aktionen von FFF teilnehmen können.

Alternative: #Klassenkampf

Auch wenn es nicht schaden kann eine solche Petition zu
starten, können wir es nicht dabei belassen. Gerade jetzt in einer Situation,
in der die Teilnehmer_Innenzahlen von Fridays for Future kleiner werden
und
Aktivist_Innen  zunehmend  demoralisiert  sind,  können  wir  uns  keinen
weiteren
Misserfolg leisten. Solange eine Petition alles ist, was wir dieser Politik
entgegenstellen, werden wir verlieren und das wird erneut für Frustration in
der Bewegung sorgen. Wenn wir tatsächlich Siemens stoppen wollen, müssen
wir
die dortigen Beschäftigten für unsere Ideen gewinnen.  Mit  gemeinsamen
Streiks
von uns Schüler_innen/Studis und Beschäftigten können wir den Konzern
dort
treffen, wo es ihm wirklich weh tut: nämlich bei seinen Profiten. Es ist die
kapitalistische
Profitlogik,  die  zum  immer  weiteren  Ausbau  der  klimaschädlichen
Kohleproduktion
in  Australien  führt,  die  Anlass  für  die  Kürzungsmaßnahmen  bei  der
australischen
Feuerwehr  gegeben  hat  und  d ie  auch  im  nächsten  Jahr  zu
Massenentlassungen  bei
Siemens  führen  könnte.  Als  Klimabewegung  haben  wir  mit  den
Arbeiter_Innen
gleiche  Interessen  und  einen  gemeinsamen  Feind.  Dafür  müssen  wir
Awareness  in  Fridays
for Future schaffen und das in unseren Aktionen zum Ausdruck bringen. Der
FFF-Nordkongress
letzte Woche in Hamburg hat bereits vor gemacht, wie das geht und sich



Mehrheitlich für einen Schulterschluss von Fridays for Future mit den
Gewerkschaften  ausgesprochen.  Das  ein  richtiges  Zeichen,  auf  dem wir
aufbauen
müssen! Ohne die soziale Frage hat Fridays for Future keine Future.

An die revolutionäre Jugend von
Chile!
Den folgenden offenen Brief  haben wir  an die  Jugend in Chile  und ihre
Organisationen geschrieben. Die englische und spanische Version werden
hier in Kürze ebenfalls veröffentlicht.

Seit  mittlerweile  mehreren  Wochen  kämpft  ihr  entschlossen  gegen  die
soziale  Ungleichheit  und  die  neoliberale  Politik  der  Piñera  Regierung.
Angefangen  mi t  den  Pro tes ten  von  Schü ler_ Innen  gegen
Fahrpreiserhöhungen für U-Bahnen,  hat  sich euer Widerstand im ganzen
Land zu einem Massenaufstand der Arbeiter_Innenklasse und der Jugend
gegen die Regierung ausgebreitet. Eure Forderungen nach einer Rücknahme
der  neoliberalen  Reformen  der  vergangenen  Jahre,  einem  Ende  der
Sparpolitik und dem Sturz der Regierung sind nicht nur berechtigt, sie sind
ein notwendiger Schritt auf dem Weg hin zu einer befreiten Gesellschaft.

Die Regierung reagierte mit der Verhängung des Ausnahmezustandes und
dem Einsatz des Militärs. Wie wir hörten wurden bereits Dutzende Menschen
ermordet oder verschleppt,  Hunderte verwundet und Tausende verhaftet.
Trotz  dieser  brutalen  Repression  durch  den  Staat  ist  euer  Widerstand
ungebrochen – das bewundern wir zutiefst. Nach wie vor steht die Jugend an
vorderster  Front  in  dieser  Bewegung.  Ihr  seid  keinen  Zentimeter
zurückgewichen und das hat bereits erste Früchte getragen: Piñera sah sich
gezwungen  den  Ausnahmezustand  aufzuheben  und  soziale  Reformen
anzukündigen.  Auch wenn diesen Ankündigungen nicht  zu trauen ist,  so
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zeigen sie doch, dass sich Piñera in die Enge getrieben fühlt. Wir hoffen ihr
könnt daraus neuen Mut schöpfen, um den Kampf nun umso entschlossener
weiterzuführen.

Die neoliberalen Angriffe und die sich damit verschärfende Armut haben in
Chile  seit  den  70er  Jahren  Tradition.  Ihr  werdet  kaputt  gespart,  ohne
Rücksicht  auf  Verluste.  Die  aktuellen  Sparmaßnahmen  stehen  dabei  im
Zusammenhang  mit  der  Weltwirtschaftskrise  2008.  Damals  haben  die
Kapitalist_Innen  versucht  die  Krisenkosten  auszulagern,  konnten  das
eigentliche Problem aber nicht lösen und versuchen nun, einer drohenden,
globalen  Rezession  zu  entkommen.  Wieder  indem sie  die  Last  auf  dem
Rücken der ArbeiterInnenklasse und der Jugend abwälzen wollen. Versuche
in anderen Ländern Lateinamerikas, wie in Venezuela, die damalige Krise
durch stärkere staatliche Eingriffe  (statt  durch neoliberale  Reformen)  zu
lösen, waren auf Sand gebaut, da sie den Versuch darstellen die Klassen
innerhalb des Kapitalismus zu versöhnen, statt die ArbeiterInnenklasse und
die Jugend zur Zerschlagung des Kapitalismus organisieren.

Doch euer Kampf ist wie unsere Klimabewegung in Deutschland Teil einer
neuen Welle von Klassenkämpfen und Massenaufständen in Lateinamerika
und der ganzen Welt. Ob Chile, Ecuador, Katalonien, Honkong, Irak oder
Libanon. Überall erhebt sich die Arbeiter_Innenklasse gegen neoliberale und
rechte Regierungen. Wir leisten international Widerstand gegen die Folgen
der Krise und die Pläne der Kapitalist_innen, unsere Klasse für die Krise
zahlen zu lassen. So wie der Kapitalismus global in der Krise ist, so kämpfen
auch die Unterdrückten weltweit dagegen. Auch wenn es jetzt noch zu früh
für allgemeine Einordnungen ist, so stellen die aktuellen Kämpfe doch einen
Wendepunkt und die Möglichkeit eines Kippens des Kräfteverhältnisses da –
gegen den Vormarsch rechter und neoliberaler Regierungen.

Nicht nur in Chile, auch in all den anderen Ländern steht die Jugend an
vorderster  Front  dieser  Kämpfe  und  tritt  am  entschlossensten  für  eine
bessere Zukunft ein. Wir halten es für eine zentrale Aufgabe die Kämpfe der
Jugend  und  der  Arbeiter_Innenklasse  weltweit  zusammenzuführen.  Als
Jugendorganisation  treten  wir  deshalb  für  den  Aufbau  einer
Jugendinternationale ein.  Auch wenn die Jugend alleine den Kapitalismus



nicht  zerschlagen  kann,  so  ist  es  dennoch  wichtig,  dass  diese  sich
selbstständig  organisiert.  Die  Jugend  braucht  eine  unabhängige
Organisation,  ein  eigenes  politisches  Programm  und  muss  ihre  eigenen
Erfahrungen machen können. Gemeinsam mit euch und Jugendlichen rund
um  den  Globus  müssen  wir  eine  solche  internationale  revolutionäre
Jugendorganisation aufbauen. Wenn ihr das auch so seht, meldet euch bei
uns.

Der Jugend gehört die Zukunft. Gemeinsam können wir eine Welt gewinnen.
Hoch die internationale Solidarität! Für Weltrevolution und Kommunismus!

 

 

Die  EU:  undemokratisch,
militaristisch

Von der Demokratie zur Diktatur – Die EU

In den Schulen, Universitäten und Medien bekommen wir Tag für Tag zu
hören, dass die Europäische Union für ein geeinigtes, demokratisches Europa
steht  und  wir  dieser  Institution  das  Wegfallen  von  Grenzen  und  die
Vermeidung von Kriegen in Europa zu verdanken haben. Doch was ist an
diesem Märchen dran?

Vielen von uns  ist  bereits  bewusst,  wie  undemokratisch die  Troika  über
Länder wie Griechenland verfügt, oder wie brutal und menschenverachtend
die EU Außengrenzen durch die Menschenjäger von FRONTEX „geschützt“
werden.  Allerdings  gibt  es  noch  viel  mehr  Dinge,  in  denen  sich  die
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neoliberale, militaristische Haltung der EU zeigt.

Der EU-Reformvertrag

Das  wohl  wichtigste  Vertragswerk  Europas  ist  der  2007  in  Lissabon
beschlossene EU-Reformvertrag – auch bekannt als die EU-Verfassung. Den
meisten ist allerdings überhaupt nicht klar, was dieser für Inhalte hat.

Einer  dieser  Inhalte  ist  zB.  Die  Todesstrafe,  die  nun  im  Kriegsfall,  bei
Kriegsgefahr oder bei Aufständen wieder legal ist.

Die „Solidaritätsklausel“ verpflichtet die Mitgliedsstaaten bei innerer oder
äußerer Gefährdung dazu, sich gegenseitig (militärische) Hilfe zu leisten,
verstärkt wird die von diesem Artikel ausgehende Bedrohung für den Frieden
noch dadurch, dass alle EU-Staaten permanent zur militärischen Aufrüstung
verpflichtet sind.

Auch das Recht auf nationale Souveränität wird durch den Reformvertrag
ausgehebelt, denn gemäß EU-Richtlinien stehen Beschlüsse der Union über
denen der einzelnen Regierungen.

Euro-Gend-Force

Die  European  Gendamerie  Force  (Euro-Gend-Force)  ist  der  erste  Schritt
einer  paramilitärischen  Polizeitruppe  für  die  EU.  Ihr  Ziel  ist  die
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  in  EU-Staaten  –  also
gegebenenfalls  die  Niederschlagung  von  Aufständen  und  Revolutionen.

Diese  kasernierte  Polizeieinheit  steht  über  nationalem Recht  (siehe  EU-
Reformvertrag) und jedes ihrer Mitglieder genießt im Dienst volle Immunität.
Derzeit  ist  die Europäische Gendarmerie aus italienischen,  französischen,
rumänischen,  spanischen,  portugiesischen  und  niederländischen  Truppen
zusammengesetzt  –  auch  die  Türkei  liebäugelt  mit  einem  Beitritt  ihres
JANDARMA  Korps.  Überall,  wo  Gendamerie  Einheiten  Polizeiaktionen
durchführen sind sie für ihre Brutalität berüchtigt, ein aktuelles Besipiel ist
das Massaker an schwimmenden Flüchtlingen an der EU-Außengrenze durch
die GUARDIA CIVIL (spanische Gendamerie).  Die Euro-Gend-Force wurde



bereits während der NATO-Kriege in Afghanistan und Bosnien eingesetzt,
doch  wo  mögen  in  Zukunft  ihre  Einsätze  stattfinden?  Bei  der
Niederschlagung von Blockupy und Anti-Troika Demos in Frankfurt, Athen,
Madrid oder Rom?

Das  Transatlantische  Freihandelsabkommen  –  Transatlantic  Trade
and Investment Partnership (TTIP)

Derzeit planen die EU und die USA ein Abkommen, zwecks Schaffung einer
„Transatlantischen  Freihandelszone“.  Ziel  dieses  Abkommens  ist  es,  das
Wirtschaftswachstum beider Vertragspartner zu stärken.

Aber mit welchen Mitteln soll dieses Ziel erreicht werden?

a) Aushebelung von Verbaucherschutz und Tierschutz

In den USA sind die Hürden des Verbraucher- und Tierschutzes wesentlich
niedriger  angelegt  als  zB.  in  Deutschland.  Damit  es  zu  keiner
„Wettbewerbsverzerrung“  kommt  müssen  US-Importe  nicht  mehr  den
geltenden  Regelungen  entsprechen.  Konkret  bedeutet  das,  dass
beispielsweise  Tierprodukte  aus  noch  exzessiverer  Massentierhaltung  als
hierzulande plötzlich auch in unseren Märkten stehen.

b) Fracking

Die für Mensch und Umwelt extrem gefährliche Methode, Gas mithilfe von
Chemikalien aus dem Boden zu befördern, ist in der EU noch nicht zum
Einsatz gekommen – in den USA schon. TTIP ermöglicht es, diese Praktik
einzusetzen, da Unternehmen nun jetzt auch offensteht, Staaten, von deren
Marktregulierungen sie behindert werden, zu verklagen

c) Angriffe auf Arbeiter*innenrechte

Tarifverhandlungen, Betriebsräte und Mindestlohn, all  das gibt es in den
USA  nicht.  (Nicht  nur)  US-Unternehmen  fühlen  sich  von  diesen
Schutzmaßnahmen der  Arbeiterklasse  massiv  gestört.  Nach TTIP werden
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diese Unternehmen die Möglichkeit haben, auch gegen solche Maßnahmen
zu klagen – und Staaten so zur Rücknahme des Schutzes führen.

In  der  medialen  Öffentlichkeit  Deutschlands  wird  kaum  etwas  über  die
Inhalte des Abkommens verbreitet. Vielmehr wird sich darauf konzentriert zu
betonen,  dass ein Freihandelsabkommen für Arbeitsplätze und Wachstum
sorgt. Dass dem nicht so ist beweist die Situation in Nordamerika, wo das
Nordamerikanische  Freihandelsabkommen  (NAFTA)  schon  Millionen  von
Arbeitsplätzen  vernichtet,  und  die  Armut  in  Mexico  vervielfacht  hat.

Auch die Tatsache, dass TTIP gar nicht von gewählten Vertreter*innnen der
Europäer*innen,  sondern  von  Lobbyisten  verhandelt  wird  zeigt,  wie
neoliberal  und  undemokratisch  die  dahinter  steckenden  Absichten  sind.

Wir von REVOLUTION fallen nicht auf den scheindemokratischen Schwindel
der Europäischen Union herein und treten ein für:

Revolution, Rätedemokratie und Arbeitermacht!

Ein Artikel von Flo Wasser, REVOLUTION Zülpich


